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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

Az: B 5 RS 9/16 B 
 
L 12 R 1601/13 (Thüringer LSG) 
S 18 R 2038/12 (SG Altenburg) 
 
 
 
……………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: ……………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 29. Juni 2016 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richter   Dr.  K o l o c z e k  

und   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Thüringer Landessozialgerichts vom 25. November 2015 wird als unzulässig ver-

worfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu er-

statten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 25.11.2015 hat das Thüringer LSG einen Anspruch des Klägers auf Feststellung 

der Zeit vom 15.9.1975 bis 30.6.1990 als Zeit der Zugehörigkeit zur zusätzlichen Altersversor-

gung der technischen Intelligenz (AVItech) einschließlich der dabei erzielten Arbeitsentgelte im 

Zugunstenverfahren verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung hat der Kläger Beschwerde zum 

BSG eingelegt. Er beruft sich auf Verfahrensfehler. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - die Entscheidung von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG 

abweicht und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung be-

ruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der Erfordernisse 

des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so müs-

sen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die den 

Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Dar-

über hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG ausge-

hend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die Möglichkeit 

einer Beeinflussung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der gel-

tend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG 

und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisan-

trag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Der Kläger trägt vor, das LSG hätte eine weitere Sachverhaltsaufklärung und Beweiserhebung 

durchführen müssen und damit seine Pflicht nach § 103 SGG verletzt. 

 

Der Kläger hat damit keinen prozessordnungsgemäßen Beweisantrag aufgezeigt (vgl hierzu 

BSG SozR 1500 § 160 Nr 45), den das Berufungsgericht unter Verstoß gegen die Amtsermitt-

lungspflicht (§ 103 SGG) übergangen haben könnte. Zur Darlegung eines prozessordnungsge-
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mäßen Beweisantrags muss nicht nur die Stellung des Antrags, sondern auch aufgezeigt wer-

den, über welche im Einzelnen bezeichneten Punkte Beweis erhoben werden sollte. Denn Merk-

mal eines Beweisantrags ist eine bestimmte Tatsachenbehauptung und die Angabe des Beweis-

mittels für diese Tatsache (BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 6 mwN). Bloße Beweisanre-

gungen haben prozessual und im Hinblick auf die Aufklärungsrüge nicht dieselbe Bedeutung wie 

ein förmlicher Beweisantrag (vgl BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 9 S 20). Denn anders als eine Be-

weisanregung hat nur ein echter Beweisantrag die Warnfunktion, die es rechtfertigt, einen Ver-

fahrensmangel anzunehmen, wenn das LSG einem Beweisangebot nicht gefolgt ist (vgl zB BSG 

SozR 3-1500 § 160 Nr 9 S 20 f, Nr 35 S 73; Fichte, SGb 2000, 653, 654 mwN). Diesen Anforde-

rungen genügt die Beschwerdebegründung nicht. 

 

Nach seinem Vortrag hat der Kläger in der mündlichen Verhandlung vor dem LSG beantragt, 

"die Unterlagen des Staatsarchives in R.              bezüglich der Vermögensbilanz und der übri-

gen Umwandlungsunterlagen des VEB beizuziehen". Der Kläger hat damit zwar sinngemäß ein 

Beweismittel bezeichnet ("Urkundenbeweis"), nicht jedoch ein Beweisthema dargelegt. Erst 

durch die Bezeichnung des Beweisthemas wird das Gericht in die Lage versetzt, sich mit dem 

Beweisvorbringen eines Beteiligten auseinanderzusetzen und seine Auffassung "hinreichend" iS 

des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG zu begründen (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 45 S 44 f). Das 

Übergehen eines Beweisangebots, das lediglich als Beweisanregung angesehen werden kann, 

begründet keinen Verfahrensmangel im Sinne der Verletzung der Sachaufklärungspflicht (vgl 

BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 6; vgl auch Leitherer in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, 

SGG, 11. Aufl 2014, § 160 RdNr 18a und 18b mwN). 

 

Des Weiteren hat er nicht dargelegt, einen prozessordnungsgemäßen Beweisantrag hinsichtlich 

einer Zeugenvernehmung gestellt zu haben. Insbesondere ist nicht dargetan, dass ein solcher 

Antrag bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung aufrechterhalten worden sei. Im Kern rügt 

er vielmehr die vom Berufungsgericht vorgenommene Beweiswürdigung im Rahmen der Tatsa-

chenfeststellung und damit einen Verstoß des LSG gegen § 128 Abs 1 S 1 SGG. Auf eine Ver-

letzung dieser Norm kann jedoch kraft ausdrücklicher gesetzlicher Anordnung ein Verfahrens-

mangel nicht - dh weder unmittelbar noch mittelbar - gestützt werden (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 

SGG). Dies ist verfassungsrechtlich unbedenklich (BVerfG SozR 3-1500 § 160a Nr 6 S 11). 

Auch die - vermeintliche - inhaltliche Unrichtigkeit des Berufungsurteils kann mit der Nichtzulas-

sungsbeschwerde nicht angegriffen werden (BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). 

 

Der Kläger rügt zudem eine Verletzung seines Anspruchs auf rechtliches Gehör (Art 103 Abs 1 

GG, § 62 SGG). Hierzu trägt er vor, zwar führe nicht jeder Verstoß gegen eine Verfahrensvor-

schrift zu einer solchen Verletzung. Er - der Kläger - werde aber durch die vorliegende Entschei-

dung des LSG, das eine weitere Sachverhaltsaufklärung und Beweiserhebung hätte durchführen 

müssen, in seinen Rechten beeinträchtigt. 
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Der Kläger versäumt es bereits, den vom LSG festgestellten Sachverhalt darzustellen. Dessen 

Wiedergabe ist aber Mindestvoraussetzung für eine Entscheidung des Senats über die einge-

legte Nichtzulassungsbeschwerde. Denn nur in diesem Fall wird das BSG in die Lage versetzt, 

allein aufgrund des Vorbringens in der Beschwerdebegründung zu beurteilen, ob der gerügte 

Zulassungsgrund vorliegt. Es ist nicht Aufgabe des erkennenden Senats, sich den maßgebli-

chen Sachverhalt aus den Akten herauszusuchen (vgl nur BSG Beschluss vom 

23.7.2007 - B 13/4 R 381/06 B - Juris RdNr 8 mwN). 

 

Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 SGG.  
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